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1. Der heutige Sozialstaat stößt an seine 

Grenzen

Unser Sozialstaat steht aufgrund geänder-

ter gesellschaftlicher Rahmenbedingungen 

vor neuen Herausforderungen. Die Fun-

damente des Sozialstaates wurden in den 

fünfziger Jahren des letzten Jahrhunderts 

gelegt, als Vollbeschäftigung, Wirtschafts-

wachstum und Mehrkindfamilien noch 

selbstverständlich waren. Heute sind die 

Voraussetzungen gänzlich andere. Auch vor 

dem Hintergrund der demographischen 

Entwicklung wird unser Sozialsystem frü-

her oder später an seine Grenzen stoßen. 

2. Frauen sind auf dem Arbeitsmarkt immer 

noch benachteiligt

Frauen sind heute im Durchschnitt besser 

ausgebildet als Männer. Sie machen häu-

figer Abitur, erreichen bessere Noten und 

schließen genauso oft ein Studium ab. 

Dennoch verdienen Frauen pro Arbeits-

stunde in Europa 15 Prozent weniger als 

Männer, in Deutschland sogar bis zu 23 

Prozent weniger. Die Gründe für die Loh-

nungleichheit sind vielfältig. Die Europäi-

sche Kommission sieht vor allem indirekte 

Diskriminierung als Ursache an. Kompe-

tenzen von Frauen werden generell gerin-

ger bewertet. Typische Frauenberufe wer-

den schlechter bezahlt als vergleichbare 

Berufe, die überwiegend Männer ausüben. 

Zudem verbringen Frauen immer noch 

mehr Zeit mit Hausarbeit, arbeiten häu-

figer in Teilzeit und ihre Erwerbsbiogra-

phien sind öfter durch Erziehungszeiten 

unterbrochen als bei Männern. Dies führt 

zu Lohneinschnitten, die oft ein Leben lang 

nicht wieder aufgeholt werden.

3. Lückenlose Biographie nicht mehr zeit-

gemäß

Obwohl sich die Voraussetzungen geän-

dert haben, knüpft unser Sozialsystem im-

mer noch an die Vorstellung einer lücken-

losen Biographie an. Die volle Rente erhält 

nur, wer ein Leben lang, möglichst ohne 

Pause, gearbeitet hat. Dies ist eine Vor-

gabe, die gerade Frauen häufig nicht er-

füllen, die aber auch der Arbeits- und Le-

benswelt von morgen generell nicht mehr 

entsprechen wird. Die Lebensläufe der 

Menschen werden vielmehr von Wandel, 

gegebenenfalls auch Brüchen, zumindest 

aber von Veränderungen geprägt sein. Die 

lückenlose Biographie wird es immer selte-

ner geben.

4. Alternativen zum bestehenden Sozialsys-

tem gesucht

Ziel muss es daher sein, über Alternativen 

zum bestehenden Sozialsystem nachzu-

denken, die den geänderten gesellschaft-

lichen Voraussetzungen gerecht werden 

und weder Frauen noch Männer benachtei-

ligen. Ein aus Steuern finanziertes Grund-

einkommen für alle Bürgerinnen und Bür-

ger könnte so eine Möglichkeit sein.

5. Das Grundeinkommen wird lebenslang 

ohne Bedingungen gezahlt

Alle Bürgerinnen und Bürger erhalten ein 

aus Steuern finanziertes Grundeinkom-

men, das die Existenzgrundlage sichert 

und lebenslang, also von der Geburt bis 

zum Tod, gezahlt wird. Dafür entfallen alle 

bestehenden steuerfinanzierten und lohn-

finanzierten Leistungen bzw. werden zu ei-

nem einzigen Instrument, dem Grundein-
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kommen zusammengefasst. Die sozialen 

Leistungen werden damit von der Arbeit 

abgekoppelt und ausschließlich aus Steu-

ern finanziert. Die Lohnnebenkosten, die 

heute bei rund 40 Prozent liegen, entfal-

len. Der Faktor Arbeit wird komplett ent-

lastet. Dafür wird jedes Einkommen, also 

auch Zins-, Miet- oder Pachteinkommen, 

Kapitalerträge und Dividenden oder Tan-

tiemen, an der Quelle mit einem einheitli-

chen Steuersatz versteuert. Das Grundein-

kommen selbst bleibt steuerfrei.

Die Höhe des Grundeinkommens ist von 

der Höhe des Steuersatzes abhängig, der 

so austariert werden müsste, dass ein star-

ker Anreiz besteht, weiter zu arbeiten. Bei 

einem Grundeinkommen in Höhe von rund 

600 Euro müsste ein Steuersatz von brutto 

rund 50 Prozent erhoben werden.

6. Das Grundeinkommen ist gerecht und 

sozial

Das Grundeinkommen gibt den Bürgerin-

nen und Bürgern mehr Gestaltungsspiel-

räume. Beruf und Familie lassen sich bes-

ser vereinbaren. Flexible Arbeitsformen 

können sich stärker durchsetzen, auch zum 

Vorteil der Frauen. Familien werden finanzi-

ell besser gestellt, da jedes Familienmitglied 

einen Anspruch auf das Grundeinkommen 

hat. Ob es hier rechtliche Rahmenbedin-

gungen geben muss, die sicherstellen, dass 

den Kindern das Grundeinkommen gezielt 

zu Gute kommt, wäre zu prüfen.

Das Grundeinkommen ist gerecht, weil es 

das Existenzminimum aller Menschen ab-

deckt, ob sie Arbeit haben oder nicht. Das 

Grundeinkommen belastet nicht einseitig 

den Faktor Arbeit, sondern wird aus Steu-

ern auf Einkommen jeder Art finanziert. 

Schon heute werden die Bürgerinnen und 

Bürger mit verschiedensten Abgaben be-

lastet. Wenn es ein Grundeinkommen gibt, 

werden diese Belastungen anders struktu-

riert, aber nicht erhöht. Bürokratie und Ver-

waltungskosten werden deutlich reduziert.

Abhängigkeiten reduzieren sich. Insbe-

sondere im Niedriglohnbereich beschäf-

tigte Menschen müssen nicht mehr jede 

Tätigkeit zu jedem Preis annehmen. Ge-

rade in diesem Bereich, in dem leider im-

mer noch zu einem asymmetrisch hohen 

Anteil Frauen beschäftigt sind, wird es ten-

denziell eine positive Lohnentwicklung ge-

ben, und zwar durch die Gesetze des freien 

Marktes und nicht durch staatliche Vor-

gaben.

Warum das Grundeinkommen Frauen 

nützt

7. Frauen können beruflich noch mutiger 

neue Wege gehen

Frauen werden beruflich noch mutiger ei-

gene Wege gehen, wenn sie finanziell ab-

gesichert sind. Sie können mehr wagen, 

sind weniger abhängig und freier in ihrer 

Entscheidung. Es ist davon auszugehen, 

dass sich mehr Frauen selbständig machen 

oder ihren Beruf wechseln und sich be-

wusst neuen Herausforderungen stellen. 

8. Das Grundeinkommen ermöglicht Wahl-

freiheit

Die Einführung eines Grundeinkommens 

ermöglicht Wahlfreiheit. Frauen und auch 

Männer können frei entscheiden, ob sie 

sich vorübergehend ganz der Familie wid-

men möchten oder Familie und Beruf ver-

einbaren wollen. Die Gründung einer Fami-

lie wird erleichtert. Das Grundeinkommen 

ermöglicht viel eher flexible Lebens- und 

Familienmodelle als andere Systeme. Es ist 

davon auszugehen, dass Frauen und Män-

ner die Familienpflichten verstärkt part-

nerschaftlich aufteilen werden und sich 

dadurch auch für Frauen ganz neue Karri-

erechancen ergeben.

Frauen, die in finanzieller Abhängigkeit von 

einem Partner oder ihrer Familie leben, er-

halten die Möglichkeit, eigene Lebens- und 

Berufsvorstellungen zu verwirklichen. Ins-

besondere für Frauen, die in einer schwie-

rigen sozialen Situation leben, kann ein 

Grundeinkommen daher neue Perspekti-

ven eröffnen.

9. Das Ziel der Lohngerechtigkeit wird eher 

erreicht 

Die Einführung eines Grundeinkommens 

ermöglicht neue Wege in der Lohnfindung. 

Es ist davon auszugehen, dass die Privile-

gierung der Männer schrittweise zurück-

genommen wird, wenn die Arbeitnehmer 

ihrer Gehälter direkt mit den Unterneh-

men aushandeln und es keine Branchenta-

rife mehr gibt.

Insbesondere Frauen werden dann eher 

gemäß ihrer Leistungsfähigkeit und Pro-

duktivität entlohnt. Die Angleichung der 

Gehälter von Frauen und Männern bietet 

für Frauen zugleich einen stärkeren An-

reiz, berufstätig zu sein und begünstig eine 

neue innerfamiliäre Aufteilung.

10. Das Grundeinkommen eröffnet Chan-

cen und Perspektiven

Die Einführung eines Grundeinkommens 

ist nur schrittweise und über einen länge-

ren Zeitraum gesehen möglich. Die Idee 

sollte in jedem Fall weiterverfolgt werden, 

denn ein Grundeinkommen eröffnet ganz 

neue Chancen und Perspektiven – nicht 

nur, aber insbesondere für Frauen. 

Diese 10 Eckpunkte gehen zurück auf einen Vor-

trag von Prof. Dr. Thomas Straubhaar zum Thema 

„Grundeinkommen – eine Chance für Frauen?“, 

gehalten im Rahmen des Frauenpolitischen Dia-

logs der CDU-Bürgerschaftsfraktion am 13. Sep-

tember 2007 in Hamburg.


